Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 96 Ausgegeben Danzig, den 30. Dezember 1933 


Inhalt: Dritte Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung über Aenderung des Aktienrechts, Kapital⸗ 
herabſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 
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zur Durchführung der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapitalherabſetzung in er⸗ 
leichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 (G. Bl. S. 105). 
Vom 22. Dezember 1933. 


Auf Grund des Artikels IV der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapitalher⸗ 
abſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 
(G. Bl. S. 105) wird folgendes verordnet: 

Einziger Pharagraph 

Die Friſt, bis zu deren Ablauf die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form beſchloſſen werden 
kann (Artikel II 8 1 Abſ. 2 der Verordnung vom 2. Februar 1932 (G. Bl. S. 105), Durchführungs⸗ 
verordnung vom 18. November 1932 (G. Bl. S. 766) und Artikel IV § 19 der Zweiten Durch⸗ 
führungsverordnung vom 17. Juni 1933 (G. Bl. S. 265) wird bis zum 30. Juni 1934 verlängert. 


Danzig, den 22. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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zur Abänderung des Geſetzes betr. den Denkmal⸗ und Naturſchutz vom 6. Februar 1923 (G. Bl. S. 245). 
Vom 24. November 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 10, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Das Geſetz betr. den Denkmal- und Naturſchutz vom 6. 2. 1923 (G. Bl. S. 245) wird wie folgt 
abgeändert: 
Artikel I 
Die SS 2-11 werden aufgehoben und durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


8 2 
(1) Der Schutz der im Gebiete der Freien Stadt Danzig vorhandenen Denkmäler liegt nach 
Maßgabe des Geſetzes dem Amt für Denkmalpflege, Heimatſchutz und Bauberatung und, ſoweit dieſes 
nicht zuſtändig iſt, den Denkmalpflegern ob. Die Denkmalpfleger werden vom Senat, Abteilung für 
Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchenweſen ernannt. 
(2) Die Denkmalpfleger ſind berechtigt, zu ihrer Anterſtützung Perſonen mit Sachkunde ehren⸗ 
amtlich heranzuziehen. 
8 3 
(1) Die Eintragung der Denkmäler in die Denkmalliſte erfolgt durch das Amt für Denkmalpflege, 
Heimatſchutz und Bauberatung und, ſoweit dieſes nicht zuſtändig iſt, durch die Denkmalpfleger. 
(2) Vor der Eintragung in die Denkmalliſte iſt den zur Verfügung über das Denkmal oder ſeine 
Umgebung Berechtigten ſowie den zur baulichen Unterhaltung Verpflichteten ſchriftliche Mitteilung von 
der beabſichtigten Eintragung zu machen und Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabekages: 7. 1. 1934.) 
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(3) Widerſpricht der nach Abſ. 1 Berechtigte der beabſichtigten Eintragung und wird dennoch von 
der zuſtändigen Stelle die Eintragung verfügt, ſo ſteht dem Berechtigten innerhalb 4 Wochen das 
Recht der Beſchwerde an den Senat zu. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 

(4) Bis zur Entſcheidung über die Beſchwerde dürfen an dem Denkmal keinerlei rechtliche oder 
tatſächliche Anderungen vorgenommen werden. 5 

8 
Aber die Beſchwerde entſcheidet der Senat. Gegen die Entſcheidung des Senats ſteht dem Be⸗ 
ſchwerdeführer Beſchwerde binnen 2 Wochen bei dem Oberverwaltungsgericht zu, wenn es ſich um 
einen unbeweglichen Gegenſtand handelt. 

8 5 

(1) Die für die Führung der Denkmalliſte zuſtändige Stelle kann von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Betroffenen eine Eintragung löſchen. 

(2) Gegen die Ablehnung eines Löſchungsantrages kann innerhalb 4 Wochen nach Zuſtellung des 
Beſcheides Einſpruch erhoben werden, worauf in dem Beſcheide hinzuweiſen iſt. Der Senat entſcheidet 
endgültig. 

(3) Von der Löſchung it der Verfügungsberechtigte ſchriftlich zu benachrichtigen. 

Artikel II 

Die SS 12-36 erhalten folgende Faſſung: 

8 12 

Schutz der Baudenkmäler 

(1) Baudenkmäler nach $ 1 dürfen ohne Genehmigung des Amtes für D. H. B. weder ganz oder 
teilweiſe beſeitigt oder von ihrem Standorte entfernt, noch veräußert, durch bauliche Maßnahmen oder 
Anſtrich verändert, wiederhergeſtellt oder erheblich ausgebeſſert werden. 

(2) Baudenkmäler, über die einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts das Verfügungs⸗ 
recht zuſteht, dürfen nicht ohne Genehmigung des Amtes für D. H. B. mit beweglichen Gegenſtänden 
ausgeſtattet werden, ſofern dieſe das Ausſehen des Baudenkmals im Innern oder Außern erheblich be⸗ 
einfluſſen würden. 5 

§ 13 
Schutz der Naturdenkmäler und ihrer Umgebung 

Die Beſeitigung und Veränderung eines Naturdenkmals oder Arbeiten an einem ſolchen oder an 
ſeiner nach 8 1 geſchützten Umgebung dürfen ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers 
nicht vorgenommen werden. 

Ss 14 
Schutz beweglicher Denkmäler 

(1) Bewegliche Denkmäler, die den Schutz dieſes Geſetzes nach § 1 genießen, dürfen, ſoweit fie 
nicht natürlichen Perſonen gehören, ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers weder ganz 
oder zum Teil vernichtet, verändert, wiederhergeſtellt oder erheblich ausgebeſſert, noch von ihrem 
Standort entfernt oder aus dem Danziger Staatsgebiet ausgeführt werden. 

(2) Beſondere ſchon beſtehende oder zu erlaſſende Beſtimmungen über das Verbot der Ausfuhr 
von beweglichen, natürlichen Perſonen gehörenden Denkmälern, die nicht den Schutz dieſes Geſetzes ge⸗ 
nießen, werden durch dieſe Beſtimmungen nicht berührt. 


8 15 
Friſt für die Entſcheidung über einen Genehmigungsantrag 

(1) Aber den Eingang eines Genehmigungsantrages nach 8 12—14 iſt dem Antragſteller eine 
Beſcheinigung auszuſtellen. 

(2) Die zuſtändige Stelle ſoll binnen 3 Monaten die Entſcheidung über den Genehmigungsantrag 
fällen und dem Antragſteller mitteilen. 

bie) 7851 $ 16 

Verſagung der Genehmigung 
und Erteilung der Genehmigung unter Bedingungen 

(1) Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn die Erhaltung des beſtehenden Zuſtandes 
oder beſtehenden Rechtsverhältniſſes aus den in $ 1 angeführten Grundſätzen des Denkmalſchutzes im 
öffentlichen Intereſſe liegt. f f 

(2) Es kann die Genehmigung auch unter Bedingungen erteilt werden. Insbeſondere kann die Ge⸗ 
nehmigung an die Bedingung geknüpft werden, daß die Ausführung der genehmigten Arbeiten nur 
nach einem von der zuständigen Stelle gebilligten Plane und unter Leitung eines von dem Senat zu⸗ 
gelaſſenen Beamten oder Sachverſtändigen erfolgt. 5 . = 


0 
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8 17 
Rechtsmittel der Beſchwerde 
Gegen die Verſagung oder nur bedingungsweiſe Erteilung der Genehmigung kann binnen 4 Wochen 
nach Zuſtellung des Beſcheides Beſchwerde bei dem Senat eingelegt werden. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. Über die Beſchwerde wird nach SS 3 und 4 entſchieden. 
8 18 
Unterhaltung von Denkmälern 

(1) Wer die Verfügung über ein Denkmal im Sinne des $ 1 hat oder es baulich zu unter- 
halten hat, iſt verpflichtet, für die ordnungsmäßige und würdige Unterhaltung Sorge zu tragen. 

(2) Urkunden ſind derart aufzubewahren, daß ſie gegen jeden Verluſt geſchützt ſind. Der Denk⸗ 
malpfleger iſt berechtigt, Anordnungen über die Aufbewahrung zu erlaſſen. Den Betroffenen ſteht 
gegen die Anordnung das Recht der Beſchwerde an den Senat binnen 2 Wochen zu. 

(3) Wird die Pflicht (Abſ. 1 und Abſ. 2) trotz Aufforderung nicht erfüllt, ſo können die erfor⸗ 
derlichen Arbeiten auf Koſten des Säumigen durch den Senat ausgeführt werden. 

(4) Im Unvermögensfalle des Verpflichteten werden die Arbeiten aus öffentlichen Mitteln be⸗ 
wirkt, und zwar zur Hälfte aus Mitteln des Staates, zur anderen Hälfte nach näherer Anordnung des 
Senats aus Mitteln der Gemeinde oder des Kreiſes. 


Von Bauten, die nicht Baudenkmäler im Sinne des Geſetzes ſind. 


8 19 
Die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen iſt zu 
verſagen, wenn dadurch Straßen oder Plätze der Ortſchaft oder das Ortsbild verunſtaltet werden 
würden. 
8 20 
(1) Durch Ortsſtatut kann für beſtimmte Straßen und Plätze von geſchichtlicher oder künſtleriſcher 
Bedeutung vorgeſchrieben werden, daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und 
baulichen Anderungen zu verſagen iſt, wenn dadurch die Eigenart des Orts⸗ oder Straßenbildes beein⸗ 
trächtigt werden würde. Ferner kann durch Ortsſtatut vorgeſchrieben werden, daß die baupolizeiliche 
Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen in der Umgebung ſolcher Bau⸗ 
werke zu verſagen iſt, wenn ihre Eigenart oder der Eindruck, den ſie hervorrufen, durch die Bauaus⸗ 
führung beeinträchtigt werden würde. 
(2) Wenn die Bauausführung nach dem Bauentwurfe dem Gepräge der Umgebung der Bauſtelle 
im weſentlichen entſprechen würde, und die Koſten der trotzdem auf Grund des Ortsſtatuts geforderten 
Anderungen in keinem angemeſſenen Verhältniſſe zu den dem Bauherrn zur Laſt fallenden Koſten der 
Bauausführung ſtehen würden, jo iſt von der Anwendung des Ortsſtatuts abzuſehen. 


8 21 
Durch Ortsſtatut kann vorgeſchrieben werden, daß die Anbringung von Reklameſchildern, Schau⸗ 
käſten, Aufſchriften und Abbildungen der Genehmigung der Baupolizeibehörde bedarf. Die Ge⸗ 
nehmigung iſt unter den gleichen Vorausſetzungen zu verſagen, unter denen nach den SS 19 und 20 die 
Genehmigung zu Bauausführungen zu verſagen iſt. 
8 22 } 
Durch Ortsſtatut können für die Bebauung beſtimmter Flächen, z. B. Landhausviertel, Bade⸗ 
orte u. a. beſondere, über das ſonſt baupolizeilich zuläſſige Maß hinausgehende Anforderungen geſtellt 
werden. 
8 23 ; 
Der Beſchlußfaſſung über das Ortsſtatut hat in den Fällen der SS 20 und 22 eine Anhörung 
Sachverſtändiger vorauszugehen. Sofern in dem auf Grund des § 20 erlaſſenen Ortsſtatute keine an⸗ 
deren Beſtimmungen getroffen werden, ſind vor Erteilung oder Verſagung der Genehmigung Sachver⸗ 
ſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. Will die Baupolizeibehörde die Genehmigung gegen den 
Antrag des Gemeindevorſtandes erteilen, ſo hat ſie ihm dieſes durch Beſcheid mitzuteilen. Gegen den 
Beſcheid ſteht dem Gemeindevorſtand innerhalb 2 Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zu. 


f i 8 24 
Für Gebiete, die zu keiner Gemeinde gehören, können die dem Ortsſtatut vorbehaltenen Vorſchriften 


von dem Kreisausſchuß erlaſſen werden. Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes bedarf der Beſtätigung 
des Verwaltungsgerichts. Die Beſtimmungen des § 20 Abſ. 2 und 8 23 finden ſinngemäß Anwendung. 
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Er | 8 25 

Der Senat iſt befugt, für landſchaftlich hervorragende Teile des Gebiets der Freien Stadt vor⸗ 
zuſchreiben, daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Ande⸗ 
rungen außerhalb der Ortſchaften verſagt werden kann, wenn dadurch das Landſchaftsbild verunſtaltet 
werden würde und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes oder eine andere Baugeſtaltung oder 
die Verwendung anderen Baumaterials vermieden werden kann. 

Vor Verſagung der Genehmigung ſind Sachverſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. 


Ausgrabungen und Funde 
S 26 
Ausgrabungen 

(1) Wer eine Ausgrabung oder Baggerung nach verborgenen unbeweglichen oder beweglichen 
Gegenſtänden von geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung vorzunehmen be⸗ 
abſichtigt, hat hiervon dem Senat Anzeige zu erſtatten und die von dieſem ergehenden Anordnungen 
hinſichtlich der Ausführung der Ausgrabungen, der Verwahrung und Se ſowie der Behand: 
lung der etwa aufzufindenden Gegenſtände zu befolgen. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn zwar nicht die Auffindung von Gegenſtänden der in Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Art bezweckt wird, den Grabenden aber bekannt iſt, daß bei Gelegenheit von Erdarbeiten oder 
Baggerungen ſolche Gegenſtände vorausſichtlich entdeckt werden. 

Über den Eingang der Anzeige iſt ſofort eine Beſcheinigung des Senats auszuſtellen. 

(3) Die beabſichtigte Ausgrabung oder Erdarbeit oder Baggerung darf nicht vor Ablauf von 
8 Tagen nach Ausſtellung der Beſcheinigung über den Eingang der Anzeige beginnen, ſofern nicht 
vorher die Genehmigung dazu erteilt iſt. 

(4) Der Direktor des Muſeums für Natur⸗ und Vorgeſchichte und die von ihm beauftragten 
Beamten des Muſeums ſind von der Anzeigepflicht befreit und haben kraft dieſes Geſetzes die all⸗ 
gemeine Genehmigung zu Ausgrabungen. 

Ss 27 
Funde 

(1) Werden bei Ausführung von Erdarbeiten, Bauarbeiten, Ausgrabungen, Baggerungen oder 
bei anderen Gelegenheiten bisher verborgen geweſene unbewegliche oder bewegliche Gegenſtände von 
geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung gefunden, ſo hat der Verfügungsbe⸗ 
rechtigte von dem Funde ſpäteſtens am folgenden Tage dem zuſtändigen Denkmalpfleger Anzeige zu 
erſtatten, der die erforderlichen Anordnungen zur Sicherung und Erhaltung des Fundes erläßt. 

(2) Die gleiche Verpflichtung liegt dem Leiter der Arbeiten ob, bei denen der Fund gemacht iſt. 
Zur Erfüllung der Anzeigepflicht genügt die Erſtattung der Anzeige durch einen der Anzeigepflich⸗ 
tigen. Über den Eingang der Anzeige iſt ſofort eine Beſcheinigung des Denkmalpflegers auszuſtellen. 

(8) Handelt es ſich um gelegentliche Funde, für die behördliche Anordnungen gemäß $ 27 Abſ. 1 
noch nicht ergangen ſind, ſo dürfen die begonnenen Arbeiten an der Fundſtelle vor Ablauf von 3 mal 
24 Stunden nach Abſendung der Anzeige ohne Genehmigung des Denkmalpflegers nicht fortgeſetzt 
werden, es ſei denn, daß die bereits gefundenen Gegenſtände oder noch zu erwartenden Funde nicht 
gefährdet werden oder die Unterbrechung der Arbeiten nur mit unverhältnismäßigen Nachteilen mög⸗ 
lich iſt. 

80 § 28 
Scha denerſatz 

Des Staat iſt zu angemeſſener Entſchädigung verpflichtet, falls einem Beteiligten durch die Be⸗ 
folgung der gemäß § 26 und 27 getroffenen Anordnungen ein erheblicher Schaden erwächſt. 


8 29 
Ablieferung von Funden 

a): Ein bei Ausführung von Erd- und Bauarbeiten, Ausgrabungen und Baggerungen oder bei 
einer ſonſtigen Gelegenheit in oder auf einem Grundſtück oder im Waſſer entdeckter beweglicher Ge⸗ 
genſtand von geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung iſt auf Verlangen des 
Senats an den Staat oder an den Kreis oder die Gemeinde, in der der Gegenſtand entdeckt iſt, gegen 
* Entſchädigung abzuliefern. 

* Als Entſchädigung iſt Erſatz des gemeinen Wertes zu leiſten. Bei Bemeſſung De Wertes 
biet die Möglichkeit einer Veräußerung in das Ausland oder an einen Ausländer unberückſichtigt. 


EN 
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8 30 
Schiedsgerichte für Entſchädigungsanſprüche 
Die Entſchädigung wird in den Fällen des $ 28 und 29, falls keine Einigung zuſtande kommt, 
durch ein aus 3 Perſonen beſtehendes Schiedsgericht feſtgeſtellt, von denen je eine durch den Senat 
und den Verfügungsberechtigten, der Obmann durch den Präſidenten des Obergerichts ernannt wird. 
Die Koſten des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens trägt der Senat. Gegen die Feſtſetzung des Schieds⸗ 
gerichts ſteht den Entſchädigungsberechtigten der Rechtsweg offen. 


Schutz der Landſchaft und der Naturgegenſtände 
8 31 
Der Senat iſt befugt, durch Verordnung unter Androhung von Strafen zu unterſagen oder zu 
beſchränken: 
1. das Betreten von Naturſchutzgebieten, 
2. das Feilhalten beſtimmter Naturgegenſtände, 
3. das Sammeln von Naturgegenſtänden in beſtimmten Bezirken, 
4. das Abpflücken und Ausgraben von Pflanzen in beſtimmten Bezirken oder von beſtimmten 
Pflanzenarten im ganzen Staatsgebiet, 
5. das Wegfangen, das Töten und die Verfolgung beſtimmter Tierarten im ganzen Staats⸗ 
gebiet oder in beſtimmten Bezirken, 
6. das Anbringen von Reklameſchildern und ſonſtigen Aufſchriften und Abbildungen außerhalb 
der geſchloſſenen Ortſchaften, wenn dieſe das Bild landſchaftlich hervorragender Gegenden ver— 
unzieren und zwar auch für einzelne Kreiſe oder Teile derſelben. 


Enteignungsrecht 
Ss 32 
Dem Staate jteht das Recht zu, Grundeigentum nach den Beſtimmungen des Geſetzes über 
die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 zu enteignen oder zu beſchränken, ſofern es 
erforderlich iſt, nachdem eine gütliche Einigung nicht zuſtande gekommen iſt, 

1. zum Zwecke der Erhaltung eines gefährdeten Denkmals, 

2. zum Zwecke einer durch vorgeſchichtliche, naturgeſchichtliche, geſchichtliche, insbeſondere kunſt⸗ 
geſchichtliche oder künſtleriſche Rückſichten gebotenen Umgeſtaltung der Umgebung eines Denk⸗ 
mals, 

3. zum Zwecke der Ausführung von Ausgrabungen, nach unbeweglichen oder beweglichen, ver⸗ 
mutlich in einem Grundſtück verborgenen Gegenſtänden von vorgeſchichtlicher, geſchichtlicher 
oder naturkundlicher Bedeutung, wenn der Verfügungsberechtigte eine ſachgemäße Ausgra⸗ 
bung weder vorzunehmen noch nachzulaſſen gewillt iſt. 


Beſichtigung von Denkmälern und Fundſtätten 
§ 33 

Denjenigen Perſonen, die ſtaatlich beauftragt ſind, den Zuſtand eines Denkmals im Sinne des 
§ 1 oder ſeiner Umgebung feſtzuſtellen, oder bei der Feſtſtellung, ob ein ſchutzwürdiges Denkmal in 
Frage kommt, mitzuwirken oder nach verborgenen Gegenſtänden von vorgeſchichtlicher, geſchichtlicher 
oder naturkundlicher Bedeutung zu forſchen, ſteht der Zutritt und die Beſichtigung frei. Ihnen iſt 
die erforderliche Auskunft zu erteilen. Das Gleiche gilt von dem Vorſitzenden des Amtes für 
D. H. B. und den ſtaatlichen Denkmalpflegern. 


Schlußbeſtimmungen 
8 34 
(1) Die vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der SS 3 Abſ. 4, 12, 13, 14, 26, 
27, 33 wird, ſoweit nicht nach anderen Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis 
zu 5000 G und Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
(2) Die fahrläſſige Zuwiderhandlung wird mit Geldſtrafe bis zu 500 G oder mit Haft beſtraft. 
(3) Eine Verurteilung kann auf Antrag des Senats öffentlich bekannt gemacht werden. 


§ 35 
Das Geſetz gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vom 2. Juni 1902, 
das Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich hervorragenden Gegenden vom 
15. 7. 1907 und das Ausgrabungsgeſetz vom 26. 3. 1914 werden aufgehoben, 


8 36 
Ausführungsbeſtimmungen 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Artikel III 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft, Eintragungen in die Denkmalliſte, die vor 
Inkrafttreten dieſer Verordnung durch diejenige Stelle erfolgt ſind, die nach Maßgabe dieſer Ver⸗ 
ordnung in Zukunft zuſtändig it, ſind rechtsgültig. 


Danzig, den 24. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſebblattes 15 ene = Drud von A. Schrolh in Danzig. 
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